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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 

zum Antrag der Abgeordneten Frau Dr. Vollmer und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/202 — 

Verbot des Herbizidwirkstoffs Paraquat 

Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Antrag — Drucksache 10/202 — wird für erledigt erklärt. 

2. Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
die Rechtslage bei der Aufhebung der Zulassung paraquathaltiger Pflanzen-
schutzmittel zu verfolgen und dem Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten des Deutschen Bundestages alsbald Bericht zu erstatten, wenn 
es die Situation erfordert. 

Bonn, den 15. März 1984 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) 

Vorsitzender 

Bayha 

Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Bayha 

Der am 26. Juni 1983 gestellte Antrag der Abgeord-
neten Frau Dr. Vollmer und der Fraktion DIE GRÜ-
NEN wurde in der 22. Sitzung des Deutschen Bun-
destages am 15. September 1983 zur federführenden 
Beratung an den Ausschuß für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten und zur Mitberatung an den 
Innenausschuß und an den Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit überwiesen. 

Der Innenausschuß hat die Vorlage am 26. Oktober 
1983 beraten und mehrheitlich beschlossen, dem fe-
derführenden Ausschuß zu empfehlen, die Bundes-
regierung aufzufordern, die rechtliche Situation mit 
dem Ziel zu prüfen, möglichst bald zu einem An-
wendungsverbot paraquathaltiger Pflanzenschutz-
mittel zu gelangen. Der Ausschuß für Jugend, Fami

-

lie und Gesundheit hat am 24. November 1983 unter 
Ablehnung eines sofortigen Anwendungsverbots 
für Paraquat mehrheitlich beschlossen, die Bundes-
regierung aufzufordern, 

— zu veranlassen, daß zusätzlich zu dem Anhö-
rungsverfahren zu Paraquat im Bundesgesund-
heitsamt eine Anhörung des für ein Verbotsver-
fahren zuständigen Sachverständigen-Aus-
schusses bei der Biologischen Bundesanstalt für 
Land- und Forstwirtschaft durchgeführt wird; 

— danach zu prüfen, inwieweit  die  Zulassung 
des Herbizidwirkstoffs Paraquat, der hauptsäch-
lich unter dem Handelsnamen Gramoxone und 
Reglone auf dem Markt ist, sofort aufgehoben 
werden muß. 

Der federführende Ausschuß für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten diskutierte den Antrag zu-
nächst in seiner Sitzung am 9. November 1983 und 
ließ sich dann am 25. Januar 1984 über Paraquat bei 
der Biologischen Bundesanstalt für Land- und 
Forstwirtschaft in Berlin informieren. In seiner Sit-
zung am 22. Februar 1984 war der Ausschuß einmü-
tig der Meinung, daß die Vorlage in der ursprüngli-
chen Fassung erledigt sei. Das Ausschußmitglied 
der Fraktion DIE GRÜNEN modifizierte den An-
trag darauf zu dem Ersuchen an die Bundesregie-
rung, 

— ein sofortiges Anwendungsverbot für Paraquat 
zu erlassen, 

— darauf hinzuwirken, daß die Restbestände an 
Paraquat umgehend umweltverträglich ver-
nichtet würden. 

Das Anwendungsverbot wurde mehrheitlich, der 
Antrag im übrigen gegen die Stimme der Antrag-
stellerin einmütig abgelehnt. 

Daraufhin fand die nunmehrige Beschlußempfeh-
lung einmütige Billigung des Ausschusses. 

Bei dem Antrag geht es um folgendes:  

Die Antragsteller verfolgten ein Ersuchen an die 
Bundesregierung, 

— darauf hinzuwirken, daß die Zulassung des Her-
bizidwirkstoffs Paraquat, der. hauptsächlich un-
ter dem Handelsnamen Gramoxone auf dem 
Markt sei, aufgehoben werde, und 

— zusätzlich zu dem bereits angesetzten Anhö-
rungsverfahren zu Paraquat im Bundesgesund-
heitsamt eine Anhörung des für ein Verbotsver-
fahren zu errichtenden Sachverständigenaus-
schusses bei der Biologischen Bundesanstalt für 
Land- und Forstwirtschaft anzuberaumen. 

Die Antragsteller sind der Auffassung, der Wirk-
stoff sei im Boden hoch persistent und baue sich 
dort praktisch nicht ab. Nach Sättigung des Bodens 
mit Paraquat sei auf den verseuchten Flächen auf 
nicht absehbare Zeit ein Pflanzenwachstum nicht 
mehr möglich. Zudem werde der stark giftige Wirk-
stoff, für den es kein Gegenmittel gebe, als Selbst-
mordmittel mißbraucht. Überdies könne eine Ver-
giftung schon durch die Aufnahme bei Arbeiten mit 
verseuchtem Bodenmaterial auf die Haut auftre-
ten. 

Bei den Beratungen im Ausschuß stellte sich her-
aus, daß sich der Antrag durch Maßnahmen der 
Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forst-
wirtschaft erledigt hat. Bei den am Jahresende 1983 
auslaufenden Pflanzenschutzmitteln hat die Bun-
desanstalt eine erneute Zulassung abgelehnt, so 
daß diese Mittel zur Zeit nicht mehr vertrieben wer-
den dürfen. Bei den nach Ende 1983 auslaufenden 
Mitteln hat die Bundesanstalt die Zulassungen wi-
derrufen. Die sofortige Vollziehung des Widerrufs 
hat die Bundesanstalt jedoch mangels Gefahr im 
Verzuge nicht angeordnet. Infolge Rechtsmittelein-
legung durch die betroffenen Unternehmen sind 
hier die Widerrufe noch nicht rechtskräftig. Es hat 
sich bei den Beratungen herausgestellt, daß diese 
Nichtverlängerungen der Zulassung und die Wider-
rufe nur in der Bundesrepublik Deutschland erfolgt 
sind, nicht aber in anderen Ländern, wo paraquat-
haltige Pflanzenschutzmittel gleichfalls vertrieben 
werden. 

Das Bundesgesundheitsamt hat für den Bereich sei-
ner Zuständigkeit (Abwehr von Gesundheitsgefähr-
dungen von Mensch und Tier) gegen die Weiterzu-
lassung der paraquathaltigen Mittel keine Beden-
ken erhoben. 

Durch diese Maßnahmen der Bundesanstalt waren 
die Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 
in der abschließenden Beratung überholt. Zudem 
sollen inzwischen andere Mittel mit ähnlichem Wir-
kungsspektrum ohne ungünstige Abbaueigenschaf-
ten im Boden der Bundesanstalt zur Prüfung vorge-
legt worden sein. 
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Unter diesen Umständen und im Hinblick auf die 
möglichen oder anhängigen Verwaltungsstreitver-
fahren hat der Ausschuß den ursprünglichen An-
trag für erledigt erklärt und davon abgesehen, die 
Bundesregierung zu einem sofortigen Anwendungs-
verbot für Paraquat aufzufordern und zur Anord-
nung der umweltverträglichen Vernichtung der 
Restbestände zu drängen. Hinzu kommt, daß nach 
der Frühjahrsbestellung 1984 die Restbestände oh-
nehin verbraucht sein werden und überdies deren 
Vernichtung in der Praxis kaum kontrollierbar 
wäre. Die Verwaltungsstreitverfahren werden er-
weisen, ob die von der Bundesanstalt behauptete 
Dauergefährdung der Böden durch Paraquat zu

-

trifft. Einmütig hielt es der Ausschuß für erforder-
lich, daß die Bundesregierung die anhängigen Ver-
waltungsstreitverfahren beobachten und dem Aus-
schuß hierüber Bericht erstatten sollte, wenn dies 
notwendig sei. 

Diese Auffassung des Ausschusses hat in der ein-
mütigen Beschlußempfehlung ihren Niederschlag 
gefunden. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten bittet den Deutschen Bundestag daher, den 
Antrag nach Maßgabe der Beschlußempfehlung an-
zunehmen. 

Bonn, den 15. März 1984 

Bayha 

Berichterstatter 




